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HILFE STATT ABTREIBUNG
PETITION:

„Ich fühle mich furchtbar, wenn ich darüber nachdenke, 
die Schwangerschaft abzubrechen. Ich würde mir den 
Vorwurf machen, ein Kind getötet zu haben. Aber wir 
sind selbst noch am Anfang der Beziehung, wie soll das 
dann mit einem Kind gehen ... und dann bin ich plötz-
lich doch alleine. Ich weiß nicht, ob ich das schaffe” 
(eine aus tausenden Anfragen, die uns von Schwange-
ren in Not vorliegen).

Seit der Einführung der faktischen Fristenlösung 1974 
(sog. Indikationslösung) wurden bis heute offiziell über 6,3 
Millionen Schwangerschaften in Deutschland durch eine 
Abtreibung beendet. Mit den nicht geborenen Kindern 
und Kindeskindern dieser Abgetriebenen fehlen heute 
rund 10 Millionen Menschen allein in Deutschland. Men-
schen, die eine gigantische Lücke hinterlassen haben. Die-
se Massenabtreibung hat schon heute ungeheuere Aus-
wirkungen auf unsere Familien, unsere Gesellschaft, auf 
unsere Wirtschaft und auf unsere Kultur und ist die Haupt-
ursache der demografischen Krise.

Profemina hat seit 2009 bis heute über 600.000 Frauen 
im Schwangerschaftskonflikt digital, telefonisch und 
persönlich beraten. Die Beratung und Hilfe für diese 
Frauen und Familien hat uns gelehrt:
1. 99 Prozent aller Frauen geben nicht die Schwanger-

schaft an sich als Ursache für ihren Konflikt an, sondern 
äußere Umstände wie „Biographische Gründe“, „Über-
lastung“ und „Partnerschaftsprobleme“. 

2.  Die überwältigende Mehrheit dieser Frauen gibt an, 
keine freie Wahl bzw. keine Alternative zur Abtreibung 
zu haben und sich ausdrücklich gegen den eigenen 
Willen zur Abtreibung entscheiden zu müssen. Wird mit 
diesen Frauen, Paaren und Familien eine belastbare Al-
ternative zur Abtreibung erarbeitet, entscheiden sich 
rund zwei Drittel für ein Ja zum Leben ihres Kindes.

3.  Ungezählte Frauen, Männer und Familien leiden unter 
den Folgen einer Abtreibung.

Deshalb fordern wir den Deutschen Bundestag dazu 
auf, Abtreibungen nicht zu legalisieren, die Warte-
pflicht von drei Tagen zwischen Beratung und Abtrei-
bung nicht zu streichen und die Abtreibungskosten 
nicht als reguläre Kassenleistung zu finanzieren, son-
dern die §§218 und 219 nach dem Grundsatz „HILFE 
statt Abtreibung” so neu zu regeln, dass
1.  sich die neue gesetzliche Regelung strikt am Wohl und 

am Schutz von Schwangeren in Not und ihren ungebo-
renen Kindern ausrichtet;

2.  sämtliche Beratungsangebote für Frauen im Schwan-
gerschaftskonflikt darauf verpflichtet werden, ihre Bera-
tung strikt an der Erarbeitung einer Alternative zur Ab-
treibung und der Ermöglichung eines Ja zum Leben 
des ungeborenen Kindes durch die Frau auszurichten;

3.  ein flächendeckendes Beratungs- und Hilfsangebot für 
Frauen und Familien aufgebaut und gefördert wird, die 
unter den seelischen Folgen einer Abtreibung leiden.


